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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1984 Ausgegeben am 30. Mai 1984 96. Stück

212. Bundesgesetz: Änderung des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957 und des Opferfürsorgegesetzes
(NR: GP XVI RV 200 AB 248 S. 41. BR: AB 2826 S. 446.)

213. Bundesgesetz: Änderung des Mutterschutzgesetzes 1979
(NR: GP XVI RV 234 AB 247 S. 41. BR: AB 2825 S. 446.)

214. Bundesgesetz: Änderung des Bundesgesetzes, mit dem der Nationalfonds zur besonderen Hilfe für
Behinderte errichtet wird
(NR: GP XVI RV 199 AB 249 S. 41. BR: AB 2827 S. 446.)

212. Bundesgesetz vom 10. April 1984, mit
dem das Kriegsopferversorgungsgesetz 1957
und das Opferfürsorgegesetz geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, BGBl.
Nr. 152, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 543/1983, wird wie folgt geändert:

1. § 12 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Zusatzrente beträgt monatlich 1 927 S.
Sie ist — abgesehen von den in den Abs. 4 und 5
enthaltenen Regelungen — auf Antrag und nur
insoweit zu zahlen, als das monatliche Einkommen
(§ 13) des Schwerbeschädigten ohne Berücksichti-
gung der Grundrente und einer allfälligen
Schwerstbeschädigtenzulage die Höhe der ihm bei
Erwerbsunfähigkeit zustehenden Beschädigten-
rente (Grundrente und Zusatzrente, jedoch ohne
Berücksichtigung der Erhöhungen nach Abs. 3 und
§ 11 Abs. 2 und 3) nicht erreicht. Diese Grenze
erhöht sich, falls Familienzulagen (§§ 16, 17)
gebühren, um je 292 S."

2. § 12 Abs. 6 hat zu lauten:

„(6) An die Stelle der im Abs. 2 angeführten
Beträge treten mit Wirkung vom 1. Jänner 1985
und an die Stelle des im Abs. 3 angeführten Betra-
ges mit Wirkung vom 1. Jänner 1983 und in der
Folge mit Wirkung vom 1. Jänner eines jeden Jah-
res die unter Bedachtnahme auf § 63 vervielfachten
Beträge."

3. Dem § 13 Abs. 1 ist folgender Satz anzufügen:

„Wenn das Einkommen aus einer Pension, einer
Rente, einem Gehalt oder einem sonstigen gleichar-
tigen Bezug besteht, gelten auch die zu diesen
Bezügen geleisteten Sonderzahlungen nicht als Ein-
kommen."

4. § 13 Abs. 10 hat zu lauten:

„(10) Einkommen, die im Ausland erzielt wer-
den, sind nach dem jeweiligen Monatsdurchschnitt
der Mittelkurse für Devisen der Wiener Börse
umzurechnen; der Umrechnung von Währungen,
die an der Wiener Börse nicht notieren, sind die
von der Oesterreichischen Nationalbank errechne-
ten Werte zugrunde zu legen. Bei der Bemessung
der Versorgungsleistung, der ein solches Einkom-
men zugrunde gelegt wird, ist Abs. 3 anzuwenden."

5. § 22 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) In der Krankenversicherung nach Abs. 1
werden Krankengeld, Familien(Tag)geld und
Wochengeld nicht gewährt."

6. Im § 30 Abs. 3 ist der Ausdruck „Fürsorgeträ-
ger" durch den Ausdruck „Träger der Sozialhilfe"
zu ersetzen.

7. § 36 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Die nach Abs. 2 bemessene Witwen(Wit-
wer)beihilfe gebührt mindestens im Betrag von 70 S
monatlich."

8. § 42 Abs. 3 und 4 haben zu lauten:

„(3) Die wegen Selbsterhaltungsunfähigkeit
gemäß § 41 Abs. 1 über das vollendete 18. Lebens-
jahr geleistete Waisenrente und die Doppelwaisen-
rente sind insoweit zu erhöhen, als das monatliche
Einkommen (§ 13) bei einfach verwaisten Waisen
den Betrag von 2 106 S und bei Doppelwaisen den
Betrag von 3 314 S nicht erreicht.

(4) An die Stelle der im Abs. 1 angeführten
Beträge treten mit Wirkung vom 1. Jänner 1981
und an die Stelle der im Abs. 3 angeführten Beträge
mit Wirkung vom 1. Jänner 1985 und in der Folge
mit Wirkung vom 1. Jänner eines jeden Jahres die
unter Bedachtnahme auf § 63 vervielfachten
Beträge."
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9. § 46 Abs. 1 und 2 haben zu lauten:

„(1) Die Elternteilrente beträgt monatlich
1 064 S und die Elternpaarrente monatlich 1 950 S.
Diese Beträge sind um ein Fünftel zu erhöhen,
wenn die Eltern (§ 44) zwei oder mehr Kinder oder
das einzige Kind durch eine Dienstbeschädigung
verloren haben. Eltern nach Schwerbeschädigten,
die bis zum Tod Anspruch auf die Beschädigten-
rente für Erwerbsunfähige oder auf eine Pflegezu-
lage hatten, ist der Anspruch auf Erhöhung der
Elternrente auch dann gewahrt, wenn der Tod
nicht die Folge einer Dienstbeschädigung war.

(2) Die Elternrente nach Abs. 1 ist nur insoweit
zu zahlen, als das monatliche Einkommen (§ 13)
der Eltern den Betrag von 4 861 S bei Elternteilen
und von 5 796 S bei Elternpaaren nicht erreicht.
Diese Einkommensgrenzen erhöhen sich auf
4 989 S und 6 051 S, wenn die Eltern zwei oder
mehr Kinder oder das einzige Kind durch eine
Dienstbeschädigung verloren haben. Der letzte
Satz des Abs. 1 gilt sinngemäß."

10. § 46 Abs. 5 und 6 haben zu lauten:

„(5) An die Stelle der in den Abs. 1 und 2 ange-
führten Beträge treten mit Wirkung vom 1. Jänner
1985 und an die Stelle der im Abs. 3 angeführten
Beträge mit Wirkung vom 1. Jänner 1976 und in
der Folge mit Wirkung vom 1. Jänner eines jeden
Jahres die unter Bedachtnahme auf § 63 verviel-
fachten Beträge.

(6) Die nach Abs. 2 und 5 bemessene Elternrente
gebührt für einen Elternteil mindestens im Betrag
von 70 S und für ein Elternpaar mindestens im
Betrag von 140 S monatlich."

11. Im §52 Abs. 5 ist das Wort „abzuweisen"
durch das Wort „zurückzuweisen" zu ersetzen.

12. § 54 Abs. 1 und 2 haben zu lauten:

„(1) Zu Unrecht empfangene Rentenbezüge und
sonstige Geldleistungen einschließlich eines von
einem Träger der Krankenversicherung für Rech-
nung des Bundes gezahlten Kranken- und Fami-
liengeldes sind dem Bund zu ersetzen. Sie dürfen
jedoch nur für einen Zeitraum von drei Jahren,
gerechnet vom Ersten des Monates an, in dem die
Behörde (§ 78) von dem Neubemessungs- oder
Einstellungsgrund Kenntnis erlangt hat, zum Rück-
ersatz vorgeschrieben werden, sofern die Leistun-
gen nicht durch eine Handlung im Sinne des § 69
Abs. 1 lit. a des Allgemeinen Verwaltungsverfah-
rensgesetzes 1950 herbeigeführt worden sind. Trifft
den Empfänger an der Ungebührlichkeit der Lei-
stung kein Verschulden und ist die Leistung von
diesem in gutem Glauben empfangen worden, so
tritt keine Verpflichtung zum Rückersatz ein.

(2) Der Ersatz zu Unrecht empfangener Renten-
bezüge und sonstiger Geldleistungen ist durch Auf-
rechnung zu bewirken. Kann keine Aufrechnung
stattfinden, so ist der Ersatzpflichtige oder sein

gesetzlicher Vertreter zur Rückzahlung zu verhal-
ten. Ist die sofortige Hereinbringung durch Auf-
rechnung oder Rückzahlung auf Grund der wirt-
schaftlichen Verhältnisse des Ersatzpflichtigen
nicht möglich oder nach der Lage des Falles unbil-
lig, so ist die Forderung zu stunden oder die
Abstattung in Raten zu bewilligen; Stundungszin-
sen sind nicht vorzuschreiben. Alle noch aushaften-
den Teilbeträge werden aber sofort fällig, wenn der
Ersatzpflichtige mit mindestens zwei Raten im Ver-
zug ist. Bleibt die Aufforderung zur Rückzahlung
erfolglos, so ist der Schadensbetrag im Verwal-
tungsweg einzutreiben."

13. Dem § 61 ist folgender Abs. 4 anzufügen:

„(4) Das Ruhen von Rentenansprüchen (ein-
schließlich allfälliger Zulagen und Zuschüsse)
gemäß Abs. 1 bis 3 wird mit dem Ersten des Mona-
tes wirksam, der auf den Eintritt des Ruhensgrun-
des folgt. Die Versorgungsleistungen sind vom
Ersten des Monates an wieder zu erbringen, in dem
der Ruhensgrund weggefallen ist."

14. § 63 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Die Bestimmungen der Abs. 2 und 3 finden
auf die in den §§ 11, 12, 14, 16, 20, 42, 46 Abs. 1 bis
3, 46 b, 56, 74 und im Abschnitt VII der Anlage zu
§ 32 angeführten Beträge mit der Einschränkung
Anwendung, daß die in den §§14 und 46 b ange-
führten Beträge der mit Wirksamkeit vom 1. Jänner
1973, die im § 46 Abs. 3 angeführten Beträge der
mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 1976, die in den
§§ 16, 74 und im Abschnitt VII der Anlage zu § 32
angeführten Beträge der mit Wirksamkeit vom
1. Jänner 1978, die in den §§ 11, 42 Abs. 1 und 56
angeführten Beträge der mit Wirksamkeit vom
1. Jänner 1981, die in den §§12 Abs. 3 und 20
angeführten Beträge der mit Wirksamkeit vom
1. Jänner 1983 und die in den §§12 Abs. 2, 42
Abs. 3 und 46 Abs. 1 und 2 angeführten Beträge der
mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 1985 vorzuneh-
menden Anpassung zugrunde zu legen sind."

15. § 63 Abs. 7 zweiter Satz hat zu lauten:

„Das gleiche gilt für die nach § 11 Abs. 1, § 11a
Abs. 4 und § 35 Abs. 2 errechneten und gerundeten
Beträge."

16. Im § 64 Abs. 3 hat der Ausdruck „vom
1. November 1956 an" zu entfallen.

17. § 72 zweiter Satz hat zu entfallen.

18. § 76 hat zu lauten:

„§ 76. (1) Sofern sich aus den Vorschriften dieses
Bundesgesetzes besondere Härten ergeben, kann
der Bundesminister für soziale Verwaltung im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen
auf Antrag oder von Amts wegen einen Ausgleich
gewähren.

(2) Die Bemessung und die erforderlichen Ände-
rungen hat das zuständige Landesinvalidenamt
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nach den Vorschriften dieses Bundesgesetzes im
Rahmen der vom Bundesminister für soziale Ver-
waltung erteilten Bewilligung durchzuführen.

(3) Gegen die gemäß Abs. 2 erlassenen Bescheide
des Landesinvalidenamtes steht dem Versorgungs-
werber das Recht der Berufung an die Schiedskom-
mission und der Vorstellung gemäß § 93 zu."

19. Nach § 78 ist als § 78 a einzufügen:

„§ 78 a. Der Bundesminister für soziale Verwal-
tung ist ermächtigt, nach Anhörung des Invaliden-
fürsorgebeirates (Bundesgesetz vom 3. Juli 1946,
BGBl. Nr. 144, über die Errichtung eines Invaliden-
fürsorgebeirates) durch Verordnung für die Spren-
gel mehrerer oder aller Landesinvalidenämter am
Sitz eines Landesinvalidenamtes eine gemeinsame
Schiedskommission zu errichten, wenn dies im
Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfach-
heit und Kostenersparnis gelegen ist."

20. § 80 hat zu lauten:

„§ 80. (1) Die Schiedskommission besteht aus
dem Vorsitzenden, seinem Stellvertreter, den erfor-
derlichen Senatsvorsitzenden, Beisitzern und
Ersatzmitgliedern.

(2) Die Schiedskommission hat in Senaten zu
entscheiden. Die Senate haben aus dem Senatsvor-
sitzenden und zwei Beisitzern zu bestehen. Ein
Bediensteter des Landesinvalidenamtes, bei wel-
chem die Schiedskommission errichtet ist, hat als
Schriftführer mitzuwirken. Jedes Mitglied der
Schiedskommission darf mehreren Senaten angehö-
ren.

(3) Die Anzahl der Senate der Schiedskommis-
sion ist vom Bundesminister für soziale Verwaltung
zu bestimmen und in den Amtlichen Nachrichten
des Bundesministeriums für soziale Verwaltung
kundzumachen."

21. § 81 hat zu lauten:

„§ 81. (1) Der Vorsitzende der Schiedskommis-
sion, sein Stellvertreter und die erforderlichen
Senatsvorsitzenden sowie die Ersatzmitglieder wer-
den vom Bundesminister für soziale Verwaltung
unter Bedachtnahme auf die Vorschläge der nach
dem Sprengel der Schiedskommission in Betracht
kommenden Landeshauptmänner für drei Jahre
berufen.

(2) Die ersten Beisitzer und die erforderlichen
Ersatzmitglieder werden vom Bundesminister für
soziale Verwaltung unter Bedachtnahme auf die
Vorschläge der Interessenvertretung der nach die-
sem Bundesgesetz Versorgungsberechtigten für
drei Jahre bestellt. Für die Angelegenheiten der
Blinden (§19 Abs. 2 und 3) ist der erste Beisitzer
unter Bedachtnahme auf die Vorschläge der Inter-
essenvertretung dieses Personenkreises zu bestellen.
Zur Ausübung des Vorschlagsrechtes sind nur die
jeweils im Invalidenfürsorgebeirat (Bundesgesetz

vom 3. Juli 1946, BGBl. Nr. 144) vertretenen Orga-
nisationen der Versorgungsberechtigten berufen.
Haben in diesem Beirat mehrere Organisationen
der Versorgungsberechtigten Sitz und Stimme, so
ist für die Aufteilung des Vorschlagsrechtes das
zwischen ihnen erzielte Übereinkommen maßge-
bend. Kommt ein solches nicht zustande, so ent-
scheidet der Bundesminister für soziale Verwaltung
über die Aufteilung des Vorschlagsrechtes unter
Bedachtnahme auf das im § 4 Abs. 2 des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 144/1946 festgelegte Verfahren.

(3) Die zweiten Beisitzer und die erforderlichen
Ersatzmitglieder werden vom Bundesminister für
soziale Verwaltung unter Bedachtnahme auf die
Vorschläge der nach dem Sprengel der Schieds-
kommission in Betracht kommenden Leiter der
Landesinvalidenämter für drei Jahre bestellt.

(4) Der Schiedskommission dürfen nur österrei-
chische Staatsbürger angehören, die eigenberech-
tigt und in den Nationalrat wählbar sind. Der Vor-
sitzende (Stellvertreter) und die Senatsvorsitzenden
(Ersatzmitglieder) müssen rechtskundig sein und
dürfen nicht dem Aktivstand der Richter angehö-
ren. Bedienstete der Landesinvalidenämter sind von
der Funktion eines Vorsitzenden, eines Senatsvor-
sitzenden oder eines Beisitzers ausgeschlossen.

(5) Zu Mitgliedern der Schiedskommission (§ 80
Abs. 1) sollen nur Personen bestellt werden, die auf
dem Gebiete des Sozialrechtes über besondere
Erfahrungen verfügen und das 70. Lebensjahr noch
nicht vollendet haben."

22. § 82 hat zu lauten:

„§ 82. Die Mitglieder der Schiedskommission
sind vom Bundesminister für soziale Verwaltung
oder einem von diesem hiezu ermächtigten Beam-
ten durch Gelöbnis zur gewissenhaften Ausübung
ihrer Funktion und zur Verschwiegenheit über die
ihnen in Ausübung ihrer Tätigkeit bekanntgewor-
denen Umstände zu verpflichten. Bei 'Wiederbestel-
lung genügt der Hinweis auf das bereits geleistete
Gelöbnis."

23. § 83 hat zu lauten:

„§ 83. Der Bundesminister für soziale Verwal-
tung hat ein Mitglied der Schiedskommission von
seiner Funktion zu entheben,

1. wenn es dies beantragt hat;
2. wenn eine der Voraussetzungen für die Beru-

fung (Bestellung) weggefallen ist;
3. wenn es die Pflichten seines Amtes vernach-

lässigt."

24. § 84 hat zu lauten:

„§ 84. (1) Den Mitgliedern der Schiedskommis-
sion gebührt eine Vergütung für ihre Tätigkeit. Die
Höhe der Vergütung hat der Bundesminister für
soziale Verwaltung im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen festzusetzen.
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(2) Die Mitglieder der Schiedskommission, die
im aktiven öffentlichen Dienst stehen, haben
Anspruch auf den Ersatz der Reisegebühren nach
den für sie geltenden Vorschriften; den übrigen
Mitgliedern gebührt der Ersatz der Reise- und Auf-
enthaltskosten unter sinngemäßer Anwendung der
für Schöffen und Geschworne geltenden Bestim-
mungen des Gebührenanspruchsgesetzes 1975,
BGBl. Nr. 136. Dem Vorsitzenden (Stellvertreter)
und den Senatsvorsitzenden (Ersatzmitgliedern) ist
der Fahrpreis für die höchste Wagenklasse, wenn
aber das benützte Beförderungsmittel diese Klasse
nicht führt, für die nächstniedrigere tatsächlich
geführte Klasse, zu ersetzen."

25. § 85 hat zu lauten:

„§ 85. (1) Die Leitung der Schiedskommission
obliegt, soweit nicht die Beschlußfassung Senaten
vorbehalten ist, dem Vorsitzenden der Schiedskom-
mission, für den Fall seiner Verhinderung dem
Stellvertreter.

(2) Zur Führung der laufenden Geschäfte, insbe-
sondere zur Vorbereitung der Verhandlungen,
Führung der Beratungs- und Abstimmungsproto-
kolle, Durchführung der Beschlüsse und Besorgung
der Kanzleigeschäfte ist bei der Schiedskommission
ein Büro einzurichten. Dem Leiter des Büros
obliegt es auch, die einschlägigen Erkenntnisse der
Höchstgerichte und Erlässe des Bundesministe-
riums für soziale Verwaltung sowie das einschlä-
gige Schrifttum in Evidenz zu halten. Er hat dem
Vorsitzenden der Schiedskommission über Ent-
scheidungen der Senate zu berichten, die von der
Rechtsprechung oder den Erlässen des Bundesmini-
steriums für soziale Verwaltung abweichen. Für die
sachlichen und personellen Erfordernisse der
Schiedskommission hat das Landesinvalidenamt
aufzukommen, bei dem die Schiedskommission
errichtet ist.

(3) Der Vorsitzende der Schiedskommission hat
die Geschäfte auf die einzelnen Senate (§ 80 Abs. 3)
tunlichst gleichmäßig zu verteilen. Alle Angelegen-
heiten der Blinden (§19 Abs. 2 und 3) und der im
Ausland wohnhaften Versorgungsberechtigten sind
nur je einem Senat zuzuweisen.

(4) Die Geschäftseinteilung der Senate der
Schiedskommission ist vom Leiter des Landesinvali-
denamtes unter Anführung der Namen der Senats-
mitglieder auf einer Amtstafel des Landesinvaliden-
amtes ersichtlich zu machen.

(5) Das Nähere über die Führung der Geschäfte
der Schiedskommission ist vom Bundesminister für
soziale Verwaltung in einer Geschäftsordnung zu
regeln. Die Geschäftsordnung ist in den Amtlichen
Nachrichten des Bundesministeriums für soziale
Verwaltung kundzumachen."

26. § 86 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Bescheide über die Anerkennung einer
Gesundheitsschädigung als Dienstbeschädigung

(§ 4) sowie über die nach diesem Bundesgesetz
gebührenden Versorgungsleistungen (§ 6) sind,
abgesehen von den Fällen des § 32 Abs. 2, schrift-
lich zu erlassen."

27. §92 Z 3 hat zu lauten:

„3. Mitglieder oder Arbeitnehmer der zur Inter-
essenvertretung der Versorgungsberechtigten
gebildeten Organisationen (§ 81 Abs. 2),
wenn sie von diesen zur Übernahme von Ver-
tretungen vor den Landesinvalidenämtern und
Schiedskommissionen allgemein beauftragt
sind."

28. §93 hat zu lauten:

„§ 93. (1) In allen Fällen, in denen mit Bescheid
des Landesinvalidenamtes über die Anerkennung
einer Gesundheitsschädigung als Dienstbeschädi-
gung oder über einen auf dieses Bundesgesetz
gestützten Versorgungsanspruch entschieden wird,
steht dem Versorgungswerber und allfälligen ande-
ren Parteien das Recht zu, die Berufung an die
Schiedskommission einzubringen.

(2) Gegen Bescheide, die mittels automationsun-
terstützter Datenverarbeitung erstellt werden und
die weder mit einer Unterschrift noch mit einer
Beglaubigung versehen sind, steht dem Versor-
gungswerber und allfälligen anderen Parteien an
Stelle des Berufungsrechtes das Recht zu, Vorstel-
lung zu erheben. Das Landesinvalidenamt hat nach
Prüfung der Sach- und Rechtslage die Sache neuer-
lich zu entscheiden. Die Vorstellung hat aufschie-
bende Wirkung.

(3) Die Berufung und die Vorstellung sind inner-
halb von sechs Wochen nach Zustellung oder
mündlicher Verkündung des Bescheides schriftlich,
telegraphisch oder fernschriftlich bei dem Landes-
invalidenamt einzubringen, das den Bescheid erlas-
sen hat. Der Schriftsatz kann auch durch eine beim
Landesinvalidenamt abzugebende Erklärung zu
Protokoll ersetzt werden."

29. § 94 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Der Vorsitzende gibt seine Stimme zuletzt
ab. Von den Beisitzern stimmt der erste Beisitzer
(§ 81 Abs. 2) zuerst ab."

30. Die §§101 bis 107 und die Überschrift
„IV. Hauptstück. Überleitungsbestimmungen."
haben zu entfallen.

31. Die Z 18 des Abschnittes I der Anlage zu
§ 32 hat zu lauten:

„18. Regenmäntel für Blinde, Ohn- und Einhän-
der, Benützer von Krankenfahrzeugen,
Halbseiten- oder Querschnittsgelähmte, für
Beschädigte, die wegen ihrer Schädigung
dauernd auf den Gebrauch von zwei Krük-
ken, zwei Stützkrücken oder zwei Kranken-
stöcken angewiesen sind;"
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32. Die Z 19 des Abschnittes I der Anlage zu
§ 32 hat zu entfallen. Die Z 20 bis 23 sind als Z 19
bis 22 zu bezeichnen.

33. Abschnitt IV Abs. 2 der Anlage zu § 32 hat
zu lauten:

„(2) Beschädigten ist für die Änderung der
Bedienungseinrichtungen an eigenen Motorfahr-
zeugen, für die Beschaffung und den Einbau von
Zusatzgeräten, für die Ausstattung von Motorfahr-
zeugen mit einer automatischen Kupplung, einer
automatischen Kraftübertragung oder einer ähnli-
chen Vorrichtung ein Kostenersatz bis zur Höhe
von zwei Drittel der durchschnittlichen Kosten
eines Selbstfahrers zu gewähren, wenn die Ände-
rung oder Beschaffung wegen der Dienstbeschädi-
gungsfolgen erforderlich ist und von der Behörde
vorgeschrieben wird. Sofern bei der Beschaffung
eines Motorfahrzeuges, für dessen fabrikmäßige
Sonderausstattung mit einer automatischen Kupp-
lung, einer automatischen Kraftübertragung oder
einer ähnlichen Vorrichtung Mehrkosten in Form
eines Aufschlages auf den Listenpreis erhoben wer-
den, sind sie Beschädigten unter den gleichen Vor-
aussetzungen bis zur Höhe von zwei Drittel der
durchschnittlichen Kosten eines Selbstfahrers zu
ersetzen. Erwirbt der Beschädigte ein Motorfahr-
zeug, das in der serienmäßigen Ausstattung nur mit
einer automatischen Kupplung oder einer automa-
tischen Kraftübertragung geliefert wird, ist an
Stelle eines Kostenersatzes ein Zuschuß in halber
Höhe der durchschnittlichen Kosten eines Selbst-
fahrers zu gewähren. Die Gewährung eines neuerli-
chen Kostenersatzes (Zuschusses) ist im allgemei-
nen frühestens nach Ablauf von fünf Jahren zuläs-
sig."

Artikel II

Das Opferfürsorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 543/1983, wird wie folgt geändert:

1. § 11 Abs. 5 hat zu lauten:

„(5) Die Unterhaltsrente ist zur Sicherung des
Lebensunterhaltes an Inhaber einer Amtsbescheini-
gung auf die Dauer und in dem Ausmaß zu leisten,
als deren Einkommen die Höhe der Unterhalts-
rente nicht erreicht. Die Unterhaltsrente beträgt
monatlich für

a) anspruchsberechtigte Opfer . . . . 6 579 S,
b) anspruchsberechtigte Hinterblie-

bene 5 781 S,
c) anspruchsberechtigte Opfer, die

verheiratet sind oder in Lebens-
gemeinschaft leben 8 283 S.

Haben beide Ehegatten (Lebensgefährten)
Anspruch auf Unterhaltsrente, gebührt Unterhalts-
rente nach lit. c nur einem Ehegatten (Lebensge-
fährten). An die Stelle der angeführten Beträge tre-
ten mit Wirkung vom 1. Jänner 1985 und in der

Folge mit Wirkung vom 1. Jänner eines jeden Jah-
res die unter Bedachtnahme auf die Bestimmungen
des § 11 a vervielfachten Beträge."

2. § 11 Abs. 7 letzter Satz hat zu lauten:

„Sie gebührt mindestens im Betrag von 70 S monat-
lich."

3. § 11 a Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Anpassung ist in der Weise vorzuneh-
men, daß der im § 6 Z 5 angeführte Betrag mit Wir-
kung vom 1. Jänner 1982, der im § 11 Abs. 2 ange-
führte Betrag mit Wirkung vom 1. Jänner 1984, die
im § 11 Abs. 5 angeführten Beträge mit Wirkung
vom 1. Jänner 1985 und die im § 12 a Abs. 1 ange-
führten Beträge mit Wirkung vom 1. Jänner 1978
mit dem jeweiligen Anpassungsfaktor (Abs. 1) zu
vervielfachen und sodann auf volle Schillingbeträge
zu runden sind. Mit Wirkung vom 1. Jänner der
folgenden Jahre ist der Vervielfachung der für das
jeweils vorangegangene Jahr ermittelte Betrag
zugrunde zu legen."

4. § 15 a hat zu lauten:

„§ 15 a. (1) Sofern sich aus den Vorschriften die-
ses Bundesgesetzes besondere Härten ergeben,
kann der Bundesminister für soziale Verwaltung
nach Anhören der Opferfürsorgekommission (§ 17)
einen Ausgleich gewähren.

(2) Wird der Ausgleich in monatlich wiederkeh-
renden Geldleistungen gewährt, hat die Bemessung
und die erforderlichen Änderungen der zuständige
Landeshauptmann nach den Vorschriften dieses
Bundesgesetzes im Rahmen der vom Bundesmini-
ster für soziale Verwaltung erteilten Bewilligung
nach Anhören der Rentenkommission (§ 11 c)
durchzuführen.

(3) Gegen die gemäß Abs. 2 erlassenen Bescheide
des Landeshauptmannes steht das Recht der Beru-
fung an den Bundesminister für soziale Verwaltung
zu."

Artikel III

(1) Die in Durchführung des Art. I Z 7 und 10
dieses Bundesgesetzes erforderliche Neubemessung
der Versorgungsleistungen hat von Amts wegen zu
erfolgen.

(2) § 54 Abs. 1 und 2 in der Fassung des Art. I
Z 12 dieses Bundesgesetzes sind auf jene Fälle nicht
anzuwenden, in denen die Änderungs- oder Ein-
stellungsbescheide, durch welche die Ungebührlich-
keit der Leistung festgestellt worden ist, vor dem
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes erlassen wor-
den sind.

(3) Die bis zum Zeitpunkt des Inkrafttretens die-
ses Bundesgesetzes gemäß § 76 des Kriegsopferver-
sorgungsgesetzes 1957 und § 15 a des Opferfürsor-
gegesetzes bewilligten Härteausgleiche gelten als
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gemäß Art. I Z 18 und Art. II Z 4 zuerkannte Aus-
gleiche.

(4) Die zum Zeitpunkt der Auflösung einer
Schiedskommission bei dieser anhängigen Verfah-
ren sind von der gemäß Art. I Z 19 dieses Bundes-
gesetzes errichteten und an die Stelle der aufgelö-
sten Kommission tretenden Schiedskommission
fortzusetzen.

Artikel IV

(1) Dieses Bundesgesetz tritt, soweit im folgen-
den nichts anderes bestimmt ist, mit dem Ersten des
auf die Kundmachung folgenden Kalendermonates
in Kraft.

(2) Art. I Z 19, 20, 21 — soweit sie sich auf § 81
Abs. 1, 3, 4 und 5 des Kriegsopferversorgungsgeset-
zes 1957 bezieht — und Z 22 bis Z 25 treten mit
1. Jänner 1985 in Kraft.

(3) Mit dem im Abs. 1 bestimmten Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes treten Art. I
Z 1 und 2 sowie Art. III des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 543/1983, mit dem das Kriegsopferversor-
gungsgesetz 1957, das Heeresversorgungsgesetz,
das Opferfürsorgegesetz und das Bundesgesetz
über die Gewährung von Hilfeleistungen an Opfer
von Verbrechen geändert werden, außer Kraft.

(4) Verordnungen auf Grund dieses Bundesge-
setzes können bereits von dem seiner Kundma-
chung folgenden Tag an erlassen werden. Diese
Verordnungen dürfen frühestens mit dem im Abs. 2
bestimmten Zeitpunkt in Kraft gesetzt werden.

Artikel V

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für soziale Verwaltung, hin-
sichtlich des Art. I Z 18, Z 24 und des Art. III
Abs. 3 im Einvernehmen mit dem Bundesminister
für Finanzen betraut.

Kirchschläger

Sinowatz

2 1 3 . Bundesgesetz vom 10. April 1984, mit
dem das Mutterschutzgesetz 1979 geändert

wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Mutterschutzgesetz 1979, BGBl. Nr. 221, in
der Fassung der Kundmachungen BGBl.
Nr. 409/1980 und 577/1980 wird wie folgt geän-
dert:

1. Im § 6 Abs. 3 erster Satz sind die Worte
„Gast- und Schankgewerbe und im Beherbergungs-
wesen" durch das Wort „Gastgewerbe" zu erset-
zen.

2. § 7 Abs. 2 bis 4 haben zu lauten:

„(2) Das Verbot nach Abs. 1 gilt nicht
1. für die Beschäftigung bei Musikaufführungen,

Theatervorstellungen, öffentlichen Schaustel-
lungen, Darbietungen, Lustbarkeiten, Film-
aufnahmen, im Gastgewerbe und in Betrie-
ben, in denen ununterbrochen mit Schicht-
wechsel gearbeitet wird, im Rahmen der sonst
zulässigen Sonn- und Feiertagsarbeit;

2. für die Beschäftigung in Betrieben, für die
Sonn- und Feiertagsarbeit zugelassen ist,
wenn die wöchentliche Ruhezeit für die
gesamte Belegschaft auf einen bestimmten
Werktag fällt;

3. für die Beschäftigung in Betrieben, für die
Sonn- und Feiertagsarbeit zugelassen ist,
wenn im Betrieb insgesamt nicht mehr als fünf
Dienstnehmer regelmäßig beschäftigt sind
und außer der werdenden oder stillenden
Mutter nur noch ein Dienstnehmer beschäf-
tigt ist, der eine gleichartige Beschäftigung
ausüben kann.

(3) Auf Antrag des Dienstgebers kann das
Arbeitsinspektorat im Einzelfall weitere Ausnah-
men bewilligen, wenn dies aus betrieblichen Grün-
den unerläßlich ist.

(4) Die Dienstnehmerin hat in der auf die Sonn-
tagsarbeit folgenden Kalenderwoche Anspruch auf
eine ununterbrochene Ruhezeit von mindestens
36 Stunden (Wochenruhe), in der auf die Feiertags-
arbeit folgenden Woche Anspruch auf eine unun-
terbrochene Ruhezeit von mindestens 24 Stunden
im Anschluß an eine Nachtruhe. Die Ruhezeit hat
einen ganzen Wochentag einzuschließen. Während
dieser Ruhezeit darf die Dienstnehmerin nicht
beschäftigt werden."

3. Der bisherige Abs. 4 des § 7 erhält die
Bezeichnung Abs. 5.

Artikel II

Inkrafttreten und Vollziehung

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1984 in
Kraft.

(2) Die Zuständigkeit zur Vollziehung dieses
Bundesgesetzes richtet sich nach § 39.

Kirchschläger

Sinowatz
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214. Bundesgesetz vom 10. April 1984, mit
dem das Bundesgesetz, mit dem der National-
fonds zur besonderen Hilfe für Behinderte

errichtet wird, geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz vom 7. Mai 1981, BGBl.
Nr. 259, mit dem der Nationalfonds zur besonde-
ren Hilfe für Behinderte errichtet wird, in der Fas-
sung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 361/1982 wird
wie folgt geändert:

1. Der Kurztitel des Bundesgesetzes, mit dem der
Nationalfonds zur besonderen Hilfe für Behinderte
errichtet wird, hat zu lauten:

„(Nationalfondsgesetz — NFG)"

2. § 1 Abs. 1 letzter Satz hat zu lauten:

„Zuwendungen aus dem Fonds können außerdem
auch bei der Lieferung von Kraftfahrzeugen für
Behinderte zur Abgeltung der Mehrbelastung
gewährt werden, die sich durch den erhöhten
Umsatzsteuersatz (§10 Abs. 4 des Umsatzsteuerge-
setzes 1972) gegenüber dem Normalsteuersatz
(§ 10 Abs. 1 des Umsatzsteuergesetzes 1972) ergibt,
wenn die im § 3 Abs. 3 bis 5 angeführten Voraus-
setzungen vorliegen."

3. § 3 Abs. 3 Z 2 hat zu lauten:

„2. eigene Lenkerberechtigung des Behinderten;
von einem Behinderten, der auf Grund der
Schwere der Behinderung keine Lenkerbe-
rechtigung erlangen kann, ist glaubhaft zu
machen, daß das Kraftfahrzeug überwiegend

für seine persönliche Beförderung benützt
wird und der Lenker des Kraftfahrzeuges mit
ihm im gemeinsamen Haushalt lebt;"

4. § 3 Abs. 3 Z 3 hat zu lauten:

„3. Nachweis der dauernden starken Gehbehin-
derung durch einen Ausweis gemäß § 29 b der
Straßenverkehrsordnung 1960, BGBl.
Nr. 159, oder Feststellung der Unzumutbar-
keit der Benützung öffentlicher Verkehrsmit-
tel wegen dauernder Gesundheitsschädigun-
gen auf Grund eines Gutachtens des Arztes
des zuständigen Landesinvalidenamtes; und"

5. Im § 3 Abs. 4 haben die Worte „bis zu einem
Betrag von 175000 S" zu entfallen.

6. Dem § 3 ist als Abs. 6 anzufügen:

„(6) Sofern sich aus der Anwendung des Abs. 3
besondere Härten ergeben, kann das Kuratorium
(§10) — vorbehaltlich der Zustimmung durch das
Bundesministerium für Finanzen — eine gleichar-
tige Leistung als Ausgleich gewähren."

Artikel II

(1) Art. I Z 2 bis 4 und 6 sind auf Kraftfahrzeuge
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 1981
erworben worden sind; Art. I Z 5 ist auf Kraftfahr-
zeuge anzuwenden, die nach dem 31. Dezember
1982 erworben worden sind.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für soziale Verwaltung, hin-
sichtlich des Art. I Z 6 im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger

Sinowatz
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